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Hinweis:

Die Anlage des Beschlusses kann im Bürgerservicebüro 
des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden.

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0478/17 
der Sitzung des Stadtrates vom 06.09.2017

Herausnahme einer Teilfläche des Flur-
stücks 439 in der Flur 1 der Gemarkung 
Erfurt Nord, Hinter der Rennbahn/Rieth-
straße 29/29a, 99089 Erfurt, aus dem Son-
dervermögen des Erfurter Sportbetriebes

Genaue Fassung:

01 	 Der Stadtrat beschließt die Ausgliederung der Teil-
fläche (gem. Anlage) aus dem Flurstück 439, Hinter 
der Rennbahn/Riethstraße 29/29a, in 99089 Erfurt 
aus dem Sondervermögen des Erfurter Sportbetrie-
bes sowie eine Rückübertragung der Fläche in die 
Stadtverwaltung Erfurt (Verwaltung des Amtes für 
Grundstücks- und Gebäudeverwaltung (A 23)).

	 - Gemarkung Erfurt Nord, Flur 1, Teilfläche aus 
Flurstück 439 
- Gesamtgröße:572 m² 
- Nutzungsart: Garagenflächen

02 	Die Werkleitung des Erfurter Sportbetriebes wird 
beauftragt, eine Bilanzkorrektur zu Lasten der Ka-
pitalrücklage durch Buchwertabgang des Anlage-
vermögens (Grundstücksteilfläche - Gesamtgröße: 
572 m² a 10,00 EUR; 5.720,00 EUR), zum 31.12.2017, 
vorzunehmen.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0022/19 
der Sitzung des Stadtrates vom 06.02.2019

Verleihung der Ehrenbürgerschaft der 
Landeshauptstadt Erfurt an Dr. Dr. Heino 
Falcke

Genaue Fassung:

01 	 Der Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt be-
schließt, Herrn Propst i. R. Dr. Dr. h.c. Heino Falcke 
zum Ehrenbürger der Landeshauptstadt Erfurt zu 
ernennen.

02 	Die feierliche Verleihung der Ehrenbürgerschaft er-
folgt im 2. Quartal 2019 in einer feierlichen Sonder-
stadtratssitzung im Festsaal des Rathauses.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister�

(Fortsetzung auf Seite 8)

E R N E U T E  B E K A N N T M A C H U N G 

Bebauungsplan ALA206 „Salomonsborn, 
Flur 4“

Die Gemeinde Alach hat am 18.03.1993 den Satzungsbe-
schluss über den Bebauungsplan „Salomonsborn, Flur 
4“ gefasst (Beschluss Nr. 19/93). Die Genehmigung wur-
de am 26.04 .1993 unter dem Aktenzeichen 
210-4621.20-EFL-010-WA „Salomonsborn“ erteilt und die 
Bekanntmachung erfolgte durch Aushang in der Ge-
meinde Alach am 10.05.1993. Es mangelt jedoch an der 
Ausfertigung der Satzung. 
Aus diesem Grund wurde der Bebauungsplan am 
08.04.2019 ausgefertigt und nun erneut bekannt ge-
macht:

Bekanntmachung der Gemeinde Alach

Betreff:
Genehmigung des Bebauungsplanes AZ: 210 - 
4621.20-EFL-010-WA „Salomonsborn“ 
der Gemeinde Alach für das Gebiet der Gemarkung Sa-
lomonsborn, Flur 4

Der von der Gemeindeverwaltung Alach in der Sitzung 
am 18.03.1993 als Satzung beschlossene Bebauungs-
plan-Beschluss-Nr. 19/93 - der Gemeinde Alach für das 
Gebiet der Gemarkung Salomonsborn, Flur 4 (Flurst.-Nr. 
siehe Anlage), bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
vom Juni 1992, dem Text (Teil B) vom Juni 1992 und dem 
Grünordnungsplan (Teil C), wurde mit Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde -Thüringer Landesverwal-
tungsamt, Abt. Bau- und Wohnungswesen- vom 
26.04.1993, Az. 210-4621.20-EFL-010-WA „Salomons-
born“ genehmigt.

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit bekannt 
gemacht.

Der Bebauungsplan tritt am 10.05.1993 in Kraft.

Jedermann kann den genehmigten Bebauungsplan und 
die Begründung dazu ab diesem Tag in der Gemeinde-
verwaltung Alach während der Dienststunden – Montag 
bis Freitag von 08 - 12 Uhr und 13 - 16 Uhr – einsehen und 
über den Inhalt Auskunft verlangen.
(gilt nicht mehr, siehe unten)

Eine Verletzung der in Paragr.214 Abs.1 Nr. 1 und 2 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften ist un-
beachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde geltend gemacht worden ist. Mängel der Abwä-
gung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
sieben Jahren nach dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. 
Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen (Paragr.215 Abs.1 
BauGB

Auf die Vorschriften des Paragr. 44 Abs.3 Satz 1 und 2 
sowie Abs.4 und Paragr.246 a Abs.1 Satz 1 Nr. 9 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zu-
lässige Nutzung durch den Bebauungsplan und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen.

Alach, den 07.05.1993
* * *

Die vorstehende Satzung wird hiermit erneut öffentlich 
bekannt gemacht.

Die Satzung tritt gem. § 214 Abs.  4 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit dieser Bekanntmachung rückwirkend zum 
10.05.1993 in Kraft.

Jedermann kann die Satzung sowie die den Festsetzun-
gen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen 
o. ä. im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Er-
furt, Warsbergstraße 1, 1. OG, R. C150 innerhalb der Öff-
nungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag � 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag: � 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag: � 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB 
eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 des 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder 
aber nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel 
des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn 
sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von 
Rechtsvorschriften oder den Mangel des Abwägungs-
vorgangs begründen soll, ist darzulegen. § 215 Abs. 1 Satz 
1 BauGB gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 
2a beachtlich sind.

Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 
4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.
Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches der Planung 
ist aus beistehender Informationsskizze ersichtlich.

gez. i. V. Hofmann-Domke
A. Bausewein
Oberbürgermeister  �

a61wah
Rechteck
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E R N E U T E  B E K A N N T M A C H U N G 

Bebauungsplan ALA206 „Salomonsborn, 
Flur 4“, 2. vereinfachte Änderung

Die Gemeinde Alach hat am 23.03.1994 die 2. vereinfach-
te Änderung des  Bebauungsplanes „Salomonsborn, Flur 
4“ beschlossen. Die Bekanntmachung erfolgte durch 
Aushang in der Gemeinde Alach am 23.03.1994. Es man-
gelt jedoch an der Ausfertigung der Satzung. 
Aus diesem Grund wurde die 2. vereinfachte Änderung 
des der Bebauungsplanes am 08.04.2019 ausgefertigt 
und nun erneut bekannt gemacht:

Bekanntmachung der Gemeinde Alach

Betreff:
Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes WA Salo-
monsborn, Genehmigungs-Nr.  210 - 4621.20-672-010 in 
der Fassung vom 08.09.1993 

Die von der Gemeindeverwaltung in der Sitzung vom 
10.03.1994  als Satzung beschlossene 2. Änderung des 
Bebauungsplanes WA Salomonsborn, Genehmigungs-
Nr.  210 - 4621.20-672-010 in der Fassung vom 08.09.1993 
der Gemeinde Alach für das Gebiet Wohnanlag Salo-
monsborn, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil B), wird hiermit bekanntgegeben.

Die o.g. 2. Änderung des  Bebauungsplanes tritt ab so-
fort in Kraft.

Jedermann kann den genehmigten Bebauungsplan und 
die Begründung dazu in der Zeit vom 05.04.1994 bis zum 
03.05.1994 in der Gemeindeverwaltung Alach während 
der Dienststunden (Mo-Frei.: 8 - 12 und 13-16 Uhr) einse-
hen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
(gilt nicht mehr, siehe unten)

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften ist unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde geltend gemacht worden ist. Mängel der Abwä-
gung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 

sieben Jahren seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. 
Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB

Auf die Vorschriften des §  44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 und § 246 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB über die frist-
gemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

Alach, den 23.03.1994
* * *

Die vorstehende 2. vereinfachte Änderung des Bebau-
ungsplanes wird hiermit erneut öffentlich bekannt 
gemacht.

Die Satzung tritt gem. § 214 Abs.  4 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit dieser Bekanntmachung rückwirkend zum 
23.03.1994 in Kraft.

Jedermann kann die Satzung sowie die den Festsetzun-
gen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen 
o.ä. im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Er-
furt, Warsbergstraße 1, 1. OG, R. C150 innerhalb der Öff-
nungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag	 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB 
eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 des 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder 
aber nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel 
des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn 
sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von 
Rechtsvorschriften oder den Mangel des Abwägungs-
vorgangs begründen soll, ist darzulegen. § 215 Abs. 1 Satz 
1 BauGB gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 
2a beachtlich sind.

Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 
4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.
Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches der Planung 
ist aus beistehender Informationsskizze ersichtlich.

gez. i.V. Hofmann-Domke
A. Bausewein
Oberbürgermeister  �

Öffentliche Bekanntmachung

Die untere Wasserbehörde der Stadtverwaltung Erfurt 
gibt hiermit die Durchführung der Frühjahrsgewässer-
schau 2019 bekannt:

Geschaut werden in der Gemarkung Dittelstedt der 
Dittelstedter Vorfluter, Vorfluter 1 und 2 sowie in der 
Gemarkung Erfurt-Süd der Hauptgraben Neu-
schmidtstedt am Donnerstag, dem 9. Mai 2019.

Hinweis:

Entsprechend § 101 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetz zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
sind die Bediensteten und Beauftragten der zuständi-
gen Behörde im Rahmen der Gewässeraufsicht u. a. 
befugt, jederzeit Grundstücke und Anlagen zu betreten.

Lummitsch
Amtsleiter Umwelt- und Naturschutzamt�

Bekanntmachung des Fundbüros

Das Fundverzeichnis für den Monat März 2019 kann an 
der Infostelle im Rathaus, im Fundbüro und auf

  www.erfurt.de/fundverzeichnis eingesehen werden.
�
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